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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Januar 1957 

8 — 97103 — 2118/56 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
vom 14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über Erleichterungen der Grenzabfertigung 
im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des oben genannten Abkommens und des Schlußpro- 
tokolls ist beigefügt. 

Federführend sind die Bundesminister der Finanzen und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner UnlversltAts-Buchdruckerel. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon S551 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen vom 14. September 1955 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und 

Schiffsverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besdilossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 14. September 1955 
unterzeidineten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- 
und Schiffsverkehr wird zugestimmt. Das 
Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


9 



Begründung 


L Vorgeschidite 

Entlang der deutsch-österreichischen Grenze 
sind die gegenüberliegenden Grenzdienststel- 
len beider Staaten an den wichtigen Über- 
gängen im Landstraßen-, Eisenbahn- und 
Schiffsverkehr je an einem Ort entweder auf 
deutschem oder österreichischem Boden 
nebeneinander errichtet. Durch die Örtliche 
Zusammenlegung der Grenzabfertigung bei- 
der Länder ist es möglich, ihren Ablauf zu 
erleichtern und die sonst an der Grenze übli- 
chen Haltezeiten zu verkürzen. Auf deut- 
scher Seite befinden sich österreichische 
Grenzdienststellen in Lindau (Bahnhof und 
Hafen), in Kiefersfelden (Straße), in Simbach 
(Straße und Bahnhof) sowie in Passau (Bahn- 
hof und Hafen); auf österreichischer Seite be- 
finden sich deutsche Grenzdienststellen in 
Kufstein (Bahnhof) und Salzburg (Bahnhof), 
am Steinpaß (Straße) und seit Beginn des 
Sommerfahrplans 1954 auch in Bregenz 
(Hafen). 

Vor 1938 war die Rechtsstellung der schon 
damals in den Bereich des benachbarten 
Staatsgebiets zu dem gleichen Zweck vorge- 
schobenen Grenzdienststellen des anderen 
Staates in den Artikeln 26 bis 33 des „Ver- 
trages zwischen dem Deutschen Reich und 
der Republik Österreich über die Rechtshilfe 
in Zollsachen" (Zollkartell) vom 12. April 
1930 (RGBl. II S. 1116) geregelt. Da dieses 
Abkommen nach Kriegsende wegen verschie- 
dener, den gegenwärtigen Verhältnissen nicht 
mehr entsprechenden Bestimmungen auf 
Grund übereinstimmender Auffassung beider 
Staaten nicht wieder in Kraft gesetzt werden 
konnte, war es notwendig, die staatsrecht- 
lichen Voraussetzungen für die Tätigkeit der 
derzeit wieder bestehenden oder künftig noch 
zu errichtenden vorgeschobenen Grenzdienst- 
stellen beider Staaten durch Abschluß eines 
neuen Staatsvertrages zu begründen. 

Das vorliegende Abkommen, das am 20. Juni 
1953 in Pörtschach am Wörthersee paraphiert 
und in Bonn am 14. September 1955 unter- 
zeichnet wurde, lehnt sich an den Inhalt der 
Artikel 26 bis 33 des Zollkartells vom 
12. April 1930 an. Es entspricht außerdem 
den Grundsätzen der internationalen Genfer 
Abkommen vom 10. Januar 1952 zur Er- 
leichterung des Grenzübergangs im Personen- 
und Gepäckverkehr mit der Eisenbahn sowie 
im Eisenbahngüterverkehr. Diese Grundsätze 


sollen nach dem vorliegenden Abkommen 
auch für die Grenzabfertigung im Landstra- 
ßen- und Schiffsverkehr maßgebend sein. 

Das Abkommen bringt unter den gegebenen 
Umständen im deutsch-österreichisdien 
Grenzverkehr keine grundsätzlichen Neue- 
rungen. Es füllt jedoch eine fühlbare Lücke 
aus, da die Befugnisse der derzeit in den 
Nachbarstaat vorgeschobenen deutschen oder 
österreichischen Grenzdienststellen infolge 
des gegenwärtigen vertragslosen Zustandes 
unzureichend sind. 


11. Das Abkommen 

Das Abkommen ist in fünf Teile gegliedert. 
Es regelt in 

Teil I (Artikel 1 bis 9) die Allgemeinen Be- 
stimmungen, 

Teil II (Artikel 10 bis 16) die Rechtsstellung 
der mit der Grenzabfertigung im 
vorgeschobenen Dienstbereich be- 
trauten Bediensteten des Nachbar- 
staates, 

Teil III (Artikel 17 bis 23) die Rechtsstellung 
der vorgeschobenen Grenzdienststel- 
len selbst, 

Teil IV (Artikel 24) die Bereitstellung von 
Diensträumen und Unterkünften für 
die vorgeschobenen Grenzdienststel- 
len, 

Teil V (Artikel 25 bis 29) die Schlußbestim- 
mungen. 

Die Vorschriften des Teils 1 bestimmen im 
einzelnen die Aufgabenstellung des Abkom- 
mens und die sich hieraus im Verhältnis zwi- 
schen den beiden vertragschließenden Staaten 
ergebenden grundsätzlichen rechtlichen Wir- 
kungen. Die als Zweck des Abkommens er- 
strebte Erleichterung der Grenzabfertigung 
im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr 
zwischen den beiden Ländern wird entspre- 
chend der bisherigen Übung dadurch ver- 
wirklicht, daß beide Staaten sich die Berech- 
tigung einräumen, ihre Grenzabfertigung auf 
dem benachbarten Staatsgebiet vorzunehmen. 
Unter Grenzabfertigung im Sinne dieses Ab- 
kommens wird hierbei die Durchführung 
aller Maßnahmen verstanden, die in den Vor- 
schriften der beiden Staaten für den Grenz- 
übergang von Personen und die Ein-, Aus- 
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und Durchfuhr von Waren sowie anderen 
Vermögenswerten vorgesehen sind. Darunter 
fallen die Zoll-, Devisen- und Paßabfertigung 
sowie die Überwachung der Ein-, Aus- und 
Durchfuhrverbote oder -beschränkungen 
zum Schutz von Menschen, Tieren und Pflan- 
zen. 

Durch das Abkommen werden im Rahmen 
der Grenzabfertigung die grenzhoheitlichen 
Funktionen des einen Vertragsstaates (Nach- 
barstaat) mit den danach in Betracht kom- 
menden Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten und den sich aus diesen ergebenden Be- 
fugnissen auf das Gebiet des anderen Ver- 
tragsstaates (Gebietsstaat) erstreckt. Dieser 
Ausdehnung des hoheitlichen Bereichs des 
Nachbarstaates entspricht jeweils die Ver- 
pflichtung des Gebietsstaates, die danach für 
zulässig gehaltenen Einwirkungen zu dulden. 
Die hierauf bezüglichen Bestimmungen des 
Abkommens beschränken sich auf das zur 
Wahrung der Grenzabfertigungsfunktionen 
erforderliche Maß. Die Bediensteten des 
Nachbarstaates werden ermächtigt, alle Vor- 
schriften ihres Staates über die Grenzabferti- 
gung im Gebietsstaat in gleicher Weise, in 
gleichem Umfang und mit gleichen Folgen 
wie im eigenen Staat durchzuführen. Zu den 
ihnen eingeräumten Befugnissen gehört auch 
das Recht, Personen festzunehmen sowie 
zwangsweise zurückzuweisen. In Überein- 
stimmung mit Artikel 16 GG sind von die- 
sen Zwangsbefugnissen jedoch die eigenen 
Angehörigen des Gebietsstaates ausgenom- 
men. Ebenfalls ist bestimmt, daß das Asyl- 
recht dieses Staates unberührt bleibt. Um zu 
vermeiden, daß sich die dienstlichen Verrich- 
tungen der beiderseitigen Abfertigungs- 
organe überschneiden, ist die Reihenfolge 
ihrer Amtshandlungen grundsätzlich festge- 
legt. Die im wesentlichen gleichartige Rege- 
lung der Strafgesetzbücher beider Länder 
machte es möglich, die strafrechtlichen Be- 
stimmungen des Gebietsstaates zum Schutz 
von Amtshandlungen auch auf strafbare 
Handlungen auszudehnen, die in diesem 
Staat gegenüber Bediensteten des Nachbar- 
staates begangen werden. In Übereinstim- 
mung mit dem Grundgedanken des Abkom- 
mens ist schließlich bestimmt, daß sich die 
zuständigen Grenzdienststellen der beiden 
vertragschließenden Staaten bei der Durch- 
führung ihrer Aufgaben gegenseitig Amts- 
und Rechtshilfe zu leisten haben. 

Die in Teil II enthaltenen Bestimmungen 
haben im einzelnen die persönliche Rechts- 
stellung der mit der Durchführung der 


Grenzabfertigung betrauten Bediensteten des 
Nachbarstaates im Gebietsstaat zum Gegen- 
stand. Als Grundsatz wurde davon ausgegan- 
gen, daß diese Bediensteten, wenn sie im Ge- 
bietsstaat tätig sind, auch dem Recht dieses 
Staates unterstehen. Ausnahmen sind jedoch 
bezüglich ihrer Heranziehung zu öffentlich- 
rechtlichen persönlichen Dienst- und Sachlei- 
stungen, ihrer steuerlichen Behandlung sowie 
ihres öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis- 
ses, insbesondere in dienststrafrechtlicher 
Hinsicht, bestimmt. Um den Bediensteten 
des Nachbarstaates im Gebietsstaat eine un- 
gestörte Dienstausübung zu ermöglichen, ist 
sichergestellt, daß sie dort den gleichen Bei- 
stand und strafrechtlichen Schutz wie die 
eigenen Bediensteten dieses Staates genießen. 
Im übrigen sind für die im vorgeschobenen 
Dienstbereich tätigen Bediensteten des Nach- 
barstaates besondere Erleichterungen für den 
Grenzübertritt und den Aufenthalt im Ge- 
bietsstaat sowie für die Mitnahme der zum 
dienstlichen und persönlichen Gebrauch be- 
stimmten Gegenständen vereinbart worden. 
Es ist ferner vorgesehen, daß diese Bedien- 
steten berechtigt sind, im Gebietsstaat ihre 
Dienstkleidung und Dienstwaffen zu tragen. 
Der Gebrauch der Dienstwaffen wurde auf 
den Fall der Notwehr beschränkt. Beide ver- 
tragschließenden Teile haben sich schließlich 
verpflichtet, Bedienstete von der Verwen- 
dung im Gebietsstaat gegebenenfalls auszu- 
schließen oder abzuberufen. 

Das Abkommen sieht auch die Möglichkeit 
vor, daß die Bediensteten des Nachbarstaa- 
tes im Gebietsstaat ihren Wohnsitz nehmen. 
Für diesen Fall sind in das Abkommen auch 
Vorschriften bezüglich der Angehörigen die- 
ser Bediensteten, die mit ihnen in häuslicher 
Gemeinschaft leben, aufgenommen worden. 

Die Vorschriften des Teils III des Abkom- 
mens haben das Verhältnis der vorgeschobe- 
nen Grenzdienststellen zu den entsprechen- 
den eigenen Dienststellen des Gebietsstaates 
sowie die besonderen Berechtigungen und Er- 
leichterungen zum Gegenstand, die für die 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes der 
Dienststellen des Nachbarstaates im Gebiets- 
staat erforderlich sind. Um die durch das 
Abkommen bezweckten Erleichterungen der 
Grenzabfertigung zu gewährleisten, ist vor- 
gesehen, daß die beiderseitigen im Gebiets- 
staat nebeneinanderliegenden Grenzdienst- 
stellen ihre Abfertigungsbefugnisse und 
Dienstzeiten übereinstimmend festsetzen. 
Den vorgeschobenen Grenzdienststellen 
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wurde die Bereditigung eingeräumt, ihre 
Diensträume durch Amtsschilder und Ho- 
heitszeichen des Nadibarstaates kenntlich zu 
machen. Innerhalb der ihnen zum Alleinge- 
brauch zugewiesenen Räumlichkeiten wurde 
ihnen das Redit zugebilligt, die Ordnung auf- 
rechtzuerhalten und Personen, die dagegen 
verstoßen, zu entfernen. Die zum Dienstge- 
brauch der vorgeschobenen Grenzdienststel- 
len bestimmten Gegenstände wurden von 
allen Eingangsabgaben des Gebietsstaates so- 
wie dessen Ein- und Ausfuhrverboten und 
-beschränkungen befreit. Besondere Erleich- 
terungen sind für die Beförderung von 
Dienstbriefen und Dienstpaketen sowie 
dienstlichen Geld- und Wertsendungen zwi- 
schen den vorgeschobenen Dienststellen und 
dem Nachbarstaat vorgesehen. Durch eine 
besondere Bestimmung ist sidiergestellt, daß 
Spediteure und andere Gewerbetreibende des 
Nachbarstaates ihre Tätigkeiten bei den vor- 
geschobenen Grenzdienststellen in gleicher 
Weise wie in diesem Staat vorzunehmen be- 
rechtigt sind. 

Teil IV regelt das Verfahren für die Bereit- 
stellung der von den vorgeschobenen Grenz- 
dienststellen benötigten Diensträume und 
Unterkünfte. 

Nach den Schlußbestimmungen des Teils V 
wird das Abkommen für die Dauer eines 
Jahres vom Tage seines Inkrafttretens an ge- 
schlossen. Es bleibt jeweils ein weiteres Jahr 
bestehen, wenn es nicht sechs Monate vor 
Ablauf der Vertragsdauer gekündigt wird. 
Es tritt 14 Tage nach dem Austausdi der Ra- 
tifikationsurkunden in Kraft. Die Beilegung 
von Meinungsverschiedenheiten über die 
Auslegung und Anwendung des Abkommens 
ist einem Sdiiedsgericht Vorbehalten. Um 
eine gleichmäßige Handhabung des Abkom- 
mens auf beiden Seiten zu gewährleisten, ist 
vorgesehen, daß die zuständigen obersten 
Bundesbehörden der Vertragsstaaten die bei- 
derseitigen Durchführungsmaßnahmen mit- 
einander abstimmen. 


In dem Schlußprotokoll zu dem Abkommen 
ist als Übergangsregelung bis zum Inkraft- 
treten des noch von beiden Ländern abzu- 
schließenden Staatsvertrages über die Über- 
gangs- und Anschlußverhältnisse im Eisen- 
bahnverkehr bestimmt, daß das vorliegende 
Abkommen sinngemäß auch auf die Eisen- 
bahngrenzdienststellen und die im Grenz- 
dienst beschäftigten Eisenbahnbediensteten 
Anwendung findet. Diese Bestimmung ist als 
überholt anzusehen, da das deutsch-öster- 
reichische Abkommen über die Regelung des 
Grenzübergangs der Eisenbahnen inzwischen 
ebenfalls unterzeichnet worden ist und ange- 
strebt wird, beide Abkommen gleichzeitig im 
Bundesgesetzblatt zu verkünden. 


III. Das Gesetz über das Abkommen 

Die in der Eingangsformel vorgesehene Zu- 
stimmung des Bundesrates ist gemäß Arti- 
kel 78 in Verbindung mit Artikel 105 Abs. 3 
und 106 Abs. 2 GG erforderlich, weil die in 
dem Abkommen vorgesehenen Steuerver- 
günstigungen auch den Ländern zufließende 
Steuern einschließen. Dies trifft zu für Arti- 
kel 13 Abs. 2 (allgemeine steuerliche Behand- 
lung der Bediensteten und ihrer Angehöri- 
gen), Artikel 14 Abs. 2 (bezüglich der Bier- 
steuer, soweit sie als Eingangsabgabe zu er- 
heben wäre) und Artikel 15 Abs. 1 (bezüg- 
lich der Kraftfahrzeugsteuer). 

Artikel 1 

enthält die erforderliche Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften zu dem Ab- 
kommen. 

Artikel 2 

enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 3 Abs. 1 

regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 




Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung im 
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr 


Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Bundespräsident 
der Republik Österreich 

sind, in der Absicht, die Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr zwischen ihren beiden 
Staaten zu erleichtern, übereingekommen, ein Abkommen 
zu schließen. 

Zu diesem Zwecke haben zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Ministerialdirektor Dr. Hans Berger, 

Leiter der Rechtsabteilung des Auswärtigen Amts, 
und 

Herrn Dr. Erich Neuhaus, 

Ministerialrat im Bundesfinanzministerium, 

der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn Adrian Rotter, 

außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten die nadifolgenden Bestimmungen 
vereinbart haben; 

I. 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

(1) Die vertragschließenden Teile werden alle erforder- 
lichen Maßnahmen treffen, um die Grenzabfertigung im 
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr zwischen den 
beiden Ländern zu erleichtern. 

(2) Sie gestatten zu diesem Zwecke, daß Grenzdienst- 
stellen des einen vertragschließenden Teiles oder Be- 
dienstete solcher Stellen die Grenzabfertigung auf dem 
Gebiete des anderen vertragschließenden Teiles vor- 
nehmen. 

(3) Die zuständigen obersten ßundesbehörden der ver- 
tragschließenden Teile bestimmen durch Vereinbarung, in 
welchen Fallen und in welchem Umfange die Grenz- 
abfertigung des einen vertragschließenden Teiles auf 
dem Gebiete des anderen vertragschließenden Teiles vor- 
genommen wird. Sie können die Grenzabfertigung wäh- 
rend der Fahrt im Zuge und auf Schiffen auf bestimmten 
Strecken sowie die Errichtung vorgeschobener Grenz- 
dienststellen des einen vertragschließenden Teiles auf 
dem Gebiete des anderen vertragschließenden Teiles ver- 
einbaren. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Abkommens bezeichnen die Begriffe 

a) „Grenzabfertigung" die Durchführung der Maß- 
na])men, die für den Grenzübergang von Personen 
und die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren oder 
von Werten, die den Devisenbestimmungen unter- 
liegen, in den Vorschriften der vertragschließenden 
Teile vorgesehen sind; 

b) „Gebietsstaat" den Staat, auf dessen Hoheitsgebiet 
beziehungsweise Zollgebiet der andere vertrag- 
schließende Teil vorgeschobene Grenzdienststellen 
errichtet oder sonst die Grenzabfertigung von 
seinen Bediensteten vornehmen läßt; 

c) „Nachbarstaat" den anderen vertragschließenden 
Staat. 


Artikel 3 

(1) Für die Grenzabfertigung durch den Nachbarstaat 
im Gebietsstaate finden die Vorschriften des Nachbar- 
staates nach Maßgabe dieses Abkommens Anwendung. 
Im übrigen gilt das Recht des Gebietsstaates, 

(2) Die Vorschriften über die Grenzabfertigung des 
Ausgangsstaates finden so lange Anwendung, bis die 
Grenzdienststellen des Eingangsstaates ihre Amtshand- 
lungen nach endgültigem Abschluß der Abfertigung durch 
den Ausgangsstaat begonnen haben; von diesem Zeit- 
punkt an sind die entsprechenden Vorschriften des Ein- 
gangsstaates anzuwenden. 

Artikel 4 

(1) Die Grenzabfertigung im Gebietsstaat ist zuerst 
von den Bediensteten des Ausgangsstaates, sodann von 
den Bediensteten des Eingangsstaates vorzunehrnen. 
Grundsätzlich sind die Abfertigungshandlungen in nach- 
stehender Reihenfolge durchzuführen: 

a) die polizeiliche Abfertigung des Ausgangsstaates; 

b) die Zoll- und sonstige Abfertigung des Aus- 
gangsstaates: 

c) die polizeiliche Abfertigung des Eingangsstaates; 

d) die Zoll- und sonstige Abfertigung des Ein- 
gangsstaates, 

(2) Die Bediensteten des Naciibarstaates dürfen, soweit 
dieses Abkommen nicht etwas anderes bestimmt, alle 
Vorschriften ihres Staates über die Grenzabfertigung im 
Gebietsstaat in gleicher Weise, in gleichem Umfang und 
mit gleichen Folgen wie im eigenen Staate durchführen. 

(3) Der örtliche Bereich, in dem die Bediensteten des 
Nachbarstaates ihre Tätigkeit im Gebietsstaat ausüben 
dürfen, wird durch Vereinbarung der beiderseits zustän- 
digen Verwaltungen oder der von ihnen damit beauf- 
tragten Dienststellen bestimmt. 

(4) Die Bediensteten des Ausgangsstaates dürfen hin- 
sichtlich der von ihnen bereits abgefertigten Personen 
und Waren oder hinsichtlich von Werten, die den 
Devisenbestimmungen unterliegen, Amtshandlungen der 
Grenzabfertigung nicht mehr aufnehrnen, sobald die Be- 
diensteten des Eingangsstaates die entsprechenden Amts- 
handlungen begonnen haben. 

(5) Die von den Bediensteten des Nachbarstaates im 
Gebietsstaate bei der Grenzabfertigung amtlich ein- 
genommenen oder dorthin amtlich mitgeführten Geld- 
beträge und die von ihnen beschlagnahmten oder ein- 
gezogene.n Waren einschließlich sonsliger Werte, die den 
Devisenbestimmungen unterliegen, dürfen in den Nach- 
barstaat verbracht werden. Wenn bei der Grenzabfer- 
tigung solche Waren oder Werte, die aus dem Nachbar- 
staat eingeführt wurden, im Gebietsstaate verwertet 
werden, sind die bestehenden Einfuhrverbote, Einfuhr- 
beschränkungen und Devisenvorschriften zu beachten 
und die entfallenden Eingangsabgaben zu entrichten. Die 
Verwertungserlöse dürfen ebenfalls in den Nachbarstaat 
verbracht werden. 


Artikel 5 

(1) Zu den im Artikel 4 Absatz 2 erwähnten Befugnissen 
gehört auch das Recht der Festnahme und zwangsweisen 
Zurückweisung. Die Bediensteten des Nachbarstaates sind 
jedoch nicht befugt, Angehörige des Gebietsstaates auf 
dessen Gebiet festzunehmen, in Haft zu halten oder 
zwangsweise zurückzuweisen. Sie dürfen aber diese Per- 
sonen der eigenen vorgeschobenen Grenzdienststelle 
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oder, wenn eine solche nicht besteht, der Grenzdienst- 
stelle des Gebietsstaates zur schriftlichen Aufnahme des 
Sachverhaltes zwangsweise vorführen. 

(2) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 ist unverzüglich ein 
Bediensteter des Gebietsstaates hinzuzuziehen. 

(3) Das Asylrecht des Gebietsstaates bleibt unberührt. 


Artikel 6 

(1) Auf den für den Personen- und Warenverkehr über 
die Grenze bestimmten Wegen, die von der Staatsgrenze 
zu den in den Gebietsstaat vorgeschobenen Grenzdienst- 
stellen des Nachbarstaates führen, gelten die Vorschrif- 
ten über die Grenzabfertigung beider Staaten mit der 
Maßgabe, daß die Bestimmungen des Ausgangsstaates 
vor denen des Eingangsstaates anzuwenden sind. 

(2) Die Einhaltung der Vorschriften beider Staaten ist 
durch die zuständigen Grenzdienststellen des Gebiets- 
staates zu überwachen. Im Falle einer Verletzung dieser 
Vorschriften sind, unbeschadet der Bestimmungen des 
Artikels 5, festgenommene Personen und sichergestellte 
Waren sowie Werte, die den Devisenbestimmungen unter- 
liegen, zunächst den Grenzdienststellen des Ausgangs- 
staates zur Durchführung der Grenzabfertigimg zu über- 
geben. 

Artikel 7 

Personen, denen der Grenzübergang von den Bedien- 
steten des Eingangsstaates nicht gestattet wird, darf die 
Rückkehr in den Ausgangsstaat nicht verwehrt werden; 
erforderlichenfalls sind sie von den Bediensteten des 
Ausgangsstaates zwangsweise zurückzubefordern. 

Artikel 8 

Die strafrechtlichen Bestimmungen des Gebietsstaates 
zum Schutze von Amtshandlungen gelten auch für straf- 
bare Handlungen, die im Gebietsstaate gegenüber Be- 
diensteten des Nachbarstaates begangen werden. 

Artikel 9 

Die zuständigen Grenzdienststellen der vertragschlie- 
ßenden Teile werden sich bei der Durchführung der Auf- 
gaben, die mit der Grenzabfertigung gemäß den vor- 
stehenden Bestimmungen Zusammenhängen, gegenseitig 
Amtshilfe leisten; sie werden insbesondere auf Ersuchen 
Beschuldigte, Zeugen und Sachverständige vernehmen, 
amtliche Besichtigungen vornehmen und die Befunde be- 
scheinigen sowie die das Strafverfahren betreffenden 
Schriftstücke zustellen. 


IT. 

Rechtsstellung der mit der Grenzabfertigung im 
Gebietsstaate betrauten Bediensteten des Nachbarstaates 

Artikel 10 

(1) Die mit der Grenzabfertigung und die mit der 
Dienstaufsicht betrauten Bediensteten des Nachbarstaates 
sind in Ausübung ihres Dienstes vom Paß- und Sichtver- 
merkszwang befreit. Sie dürfen sich auf Grund eines mit 
Lichtbild versehenen Dienstausweises in Verbindung mit 
einer besonderen Dienstbescheinigung der Vorgesetzten 
Dienststelle in den Ort, in dem sie ihre dienstliche Tätig- 
keit im Gebietsstaate durchzuführen haben, begeben. 
Sofern sie dort wohnen, dürfen sie sich auch in dem Ge- 
biet.sstaat ohne besondere Bewilligung aufhalten. 

(2) Soweit die im Absatz 1 bezeichneten Bediensteten 
im Gebietsstaate wohnen, sind auch die mit ihnen in 
ständiger häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen 
iHaushaltsangehörige) vom Paß- und Sichtvermerks- 
zwang befreit. Sie bedürfen zum. Grenzübertritt im Ver- 
kehr mit dem eigenen Staat und zum Aufenthalt im Ge- 
bietsstaate nur eines mit Lichtbild versehenen Ausweises, 
der von der Vorgesetzten Dienststelle des Bediensteten 
auszustellen ist. 


Artikel 11 

Die Bediensteten des Nachbarstaates dürfen itn Ge- 
bietsstaat im Rahmen des Artikels 10 Absatz 1 Satz 2 ihre 
Dienstkleidung und bei Ausübung ihres Dienstes auch 
ihre Dienstwaffe tragen. Von der Waffe dürfen sie im Ge- 
bietsstaate nur im Falle der Notwehr Gebrauch machen. 

Artikel 12 

(1) Die Grenzdienststellen und die Bediensteten des 
einen vertragschließenden Teiles sind verpflichtet, den 
Grenzdienststellen und den Bediensteten des anderen 
vertragschließenden Teiles bei der Ausübung ihrer Dienst- 
obliegenheiten den erforderlichen Beistand zu gewähren 
und ihren hierauf gerichteten Ersuchen in gleicher Weise 
Folge zu leisten wie entsprechenden Ersuchen eigener 
Dienststellen oder Bediensteter. 

(2) Die strafrechtlichen Bestimmungen des Gebietsstaa- 
tes zum Schutze öffentlichrechtlicher Beamter gelten auch 
für strafbare Handlungen gegen die Bediensteten des 
Nachbarstaates in Ausübung des Dienstes im Gebiets- 
staat oder in Beziehung auf diesen Dienst. 

Artikel 13 

(1) Die im Gebietsstaate tätigen Bediensteten des Nach- 
barstaates unterstehen mit den in den folgenden Ab- 
sätzen vorgesehenen Einschränkungen und unbeschadet 
der Bestimmungen des internationalen Privatrechtes den 
Rechtsvorschriften des Gebietsstaates. 

(2) Sie sind von allen öffentlichrechtlichen persönlichen 
Dienst- und Sachleistungen befreit. Dies gilt auch für 
ihre Haushaltsangehörigen, soweit sie die gleiche Staats- 
angehörigkeit wie der Bedienstete besitzen. Für die 
steuerliche Behandlung dieser Personen gelten die Be- 
stimmungen des Artikels XVT des Vertrages zwischen 
der Republik Österreich und dem Deutschen Reich zur 
Ausgleichung der in- und ausländischen Besteuerung, 
insbesondere zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der direkten Steuern vom 23. Mai 1922 oder 
die in Zukunft an die Stelle der erwähnten Bestimmun- 
gen tretenden Vereinbarungen. 

(3) Für das öffentlichrechtliche Dienstverhältnis der im 
Absatz 1 genannten Bediensteten gelten ausschließlich die 
Gesetze und Bestimmungen des Nachbarstaates. Ins- 
besondere unterliegen diese Bediensteten in dienststraf- 
rechtlicher Hinsicht nur den Bestimmungen des Nachbar- 
staates. 

(4) Von strafbaren Handlungen, die von den im Ab- 
satz 1 genannten Bediensteten im Gebietsstaate begangen 
werden, ist die Vorgesetzte Dienststelle des Bediensteten 
durch die entsprechende Dienststelle des Gebietsstaates 
unverzüglich zu benachrichtigen. 

Artikel 14 

(1) Alle zum dienstlichen Gebrauche bestimmten Ge- 
genstände, welche die im Gebietsstaate tätigen Bedienste- 
ten des Nachbarstaates ein- oder ausführen, bleiben frei 
von Zöllen und sonstigen Abgaben. Die gleiche Erleich- 
terung wird auch für das gebrauchte und ungebrauchte 
übersiedlungsgut der erwähnten Bediensteten gewährt, 
die im Gebietsstaat ihren dienstlichen Wohnsitz haben. 
Gegenstände dieser Bediensteten und ihrer Llaushalts- 
angehörigen, die zum Ausbessern, Reinigen und der- 
gleichen in den Nachbarstaat ausgeführt und von dort 
wieder zurückgebracht werden, bleiben unter den ent- 
sprechenden Kontrollmaßnahmen frei von Zöllen und 
sonstigen Abgaben; die Leistung einer Sicherheit ent- 
fällt. 

(2) Frei von Zöllen und sonstigen Abgaben bleiben 
auch die Gegenstände des persönlichen Bedarfes ein- 
schließlich der Lebensmittel, welche die nicht im Gebiets- 
staate wohnenden Bediensteten auf dem Wege zum oder 
vom Dienst mit sich führen und während ihres dienst- 
lichen Aufenthaltes im Gebietsstaate benötigen. 

(3) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhr- 
beschränkungen finden auf die in den Absätzen 1 und 2 
angeführten Gegenstände keine Anwendung. 
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Artikel 15 

(1) Dienstfahrzouge und eigene Fahrzeuge, mit denen 
Bedienstete des Nachbarstaates zur Ausübung ihres Dien- 
stes in den Gebietsstaat fahren und in den Nadibarstaat 
zurückkehren, bleiben unter entsprechenden Kontroll- 
maßnahmen im Ein- und Ausgang frei von Zöllen und 
sonstigen Abgaben. Die Leistung einer Sicherheit ent- 
fällt. Die gleiche Erleichterung gilt auch für die Fahr- 
zeuge der mit der Dienstaufsidit betrauten Dienststellen 
und Bediensteten des Nachbarstaates. 

(2) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhr- 
beschränkungen finden auf die im Absatz 1 angeführten 
Fahrzeuge keine Anwendung. 

Artikel 16 

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die auf Grund 
dieses Abkommens regelmäßig im Gebietsstaate beschäf- 
tigt werden, sind den entsprechenden Dienststellen des 
Gebietsstaates schriftlich unter Angabe der Geburtsdaten 
und des Dienstgrades zu benennen. Diese Benennung hat 
nach Möglichkeit vor, spätestens aber gleichzeitig mit 
der Entsendung des Bediensteten zu geschehen. Die Ilaus- 
haltsangehörigen (Artikel 10 Absatz2j sind vor ihrer Über- 
siedlung in den Gebietsstaat auf die gleiche Weise, auch 
unter Angabe des letzten Wohnsitzes, bekanntzugeben. 

(2) Jeder vertragschließende Teil wird seine Bedienste- 
ten auf Verlangen des anderen vertragschließenden Tei- 
les von der Verwendung in dessen Gebiet ausschließen 
oder abberufen. 

III. 

Rechtsstellung der in den Gebietsstaat vorgeschobenen 
Grenzdienststellen des Nachbarstaates 

Artikel 17 

(1) Die vertragschließenden Teile werden ihren vor- 
geschobenen Grenzdicnststellen alle Befugnisse zur 
Grenzabfertigung erteiU?n, die sich aus den Verkehrs- 
bedürfnisseii ergeben. 

(2) Die Abfertigungsbefugnisse und die Dienstzeiten 
der beiderseitigen Grenzdieiiststellcn sind möglichst über- 
einstimmend festzusetzen. 


Artikel 18 

Die Diensträume der vorgesdiobenen Grenzdienst- 
stellen können durdi Amtsschilder und Hoheitszeichen 
des Nachbarstaates kenntlich gemacht werden. 


Artikel 19 

Die vorgeschobenen Grenzdienststellen haben inner- 
halb der ihnen zum Alleingebrauche zugewiesenen Räum- 
lichkeiten das Recht, die Ordnung aufrecht zu erhalten 
und Personen, die gegen die Ordnung verstoßen, zu ent- 
fernen. Dabei werden die zuständigen Dienststellen und 
Bediensteten des Gebietsstaates auf Ersuchen Beistand 
leisten. 

Artikel 20 

Die zum dienstlichen Gebrauche der vorgeschobenen 
Grenzdienststellen bestimmten Gegenstände bleiben im 
Ein- und Wiederausgange frei von Zöllen und sonstigen 
Abgaben. Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Aus- 
fuhrbeschränkungen finden auf diese Gegenstände keine 
Anwendung. 

Artikel 21 

(1) Dienstbriefe und Dienstpakete sowie dienstliche 
Geld- und Wertsendungen, die für vorgeschobene Grenz- 
dienststellen bestimmt sind oder von diesen in den Nach- 
barstaat gesandt werden, dürfen durch Bedienstete des 
Nachbarstaates ohne Vermittlung der Postverwaltung 
und frei von Postgebühren befördert werden. 


(2) Diese Sendungen unterliegen der Zoll- und De- 
visenkontrolle nur bei Verdacht einer strafbaren Hand- 
lung; sie sollen zur Vermeidung von Mißbräuchen mit 
dem Dienstsiegel der absendenden Dienststelle versehen 
sein. 

Artikel 22 

Die vertragschließenden Teile werden unbeschadet der 
Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 5 die erforderlichen 
Maßnahmen treffen, um den dienstlichen Zahlungsver- 
kehr zwischen den vorgeschobenen Grenzdienststellen 
und dem Nachbarstaat einschließlich der Zahlung von 
Dienstbezügen und Löhnen der Bediensteten sowie von 
Pensionsbezügen und Sozialrenten ehemaliger Bedienste- 
ter und ihrer Hinterbliebenen zu ermöglichen. 


Artikel 23 

(1) Gewerbetreibende des Nachbarstaates sowie ihr 
Personal dürfen bei den vorgeschobenen Grenzdienst- 
stellen alle die Grenzabfertigung betreffenden Tätig- 
keiten ausüben, die sie bei entsprechenden Dienststellen 
im Nachbarstaate vorzunehmen berechtigt sind. 

(2) Für den Grenzübertrilt dieser Personen und ihren 
Aufenthalt im Gebietsstaate gelten dessen allgemeine 
Bestimmungen. Nach diesen Bestimmungen mögliche Er- 
leichterungen sind zu gewähren. 

IV. 

Bereitstellung von Diensträumen und Unterkünften 
Artikel 24 

(1) Die Diensträuine und Unterkünfte für die vorge- 
schobenen Grenzdienststellen und deren Bedienstete so- 
wie für die mit der Grenzabfertigung während der 
Fahrt beauftragten Bediensteten und die dafür zu ent- 
richtende Vergütung werden durch Vereinbarung der 
beiderseits zuständigen Verwaltungen bestimmt. 

(2) Soweit die Eisenbahnverwaltung des Nachbarstaa- 
tes nach dessen gesetzlichen Bestimmungen für Eisen- 
bahnzollämter Diensträume und Unterkünfte der Be- 
diensteten bereitzustellen und sonstige Leistungen zu 
bewirken hat, ist die Eisenbahnverwaltung des Gebiets- 
staates verpflichtet, einem entsprechenden Ersuchen der 
Eisenbahnverwaltung des Nachbarstaates gegen Ver- 
gütung nachzukommen. 

(3) Die für die Grenzabfertigung im fahrenden Zug er- 
forderlichen Dienstabteile werden von den zuständigen 
Eisenbahnverwaltungen unentgeltlich bereitgestellt. 


V. 

Schlußbestimmungen 
Artikel 25 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens sollen durch die 
beiderseits zuständigen Verwaltungen beigelegt werden. 
Die Regelung auf diplomatischem Wege wird dadurch 
nicht ausgeschlossen. 

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf diese 
Weise nicht erledigt werden kann, ist sie auf Verlangen 
eines vertragschließenden Teiles einem Schiedsgericht zu 
unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Teil einen Vertreter bestellt 
und diese sich auf den Angehörigen eines dritten Staa- 
tes als Obmann einigen. Werden die Vertreter und der 
Obmann nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, nach- 
dem der eine Teil seine Absicht, das Schiedsgeridit an- 
zurufen, bekanntgegeben hat, kann in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung jeder Teil den Präsidenten des 
Internationalen Gerichtshofes in den Haag bitten, die 
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Für den Fall, 
daß der Präsident die Staatsangehörigkeit eines der bei- 
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den Teile besitzt oder aus anderem Grunde verhindert 
ist, soll ein Stellvertreter im Amt die erforderlichen Er- 
nennungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung auf 
Grund dieses Abkommens sowie unter Anwendung des 
Völkergewohnheitsrechtes und der allgemein anerkann- 
ten Rechtsgrundsätze. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Teil trägt 
die Kosten seines Schiedsrichters. Die übrigen Kosten 
werden von beiden Teilen je zur Hälfte getragen. Im 
übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

(6) Hinsichtlich der Ladung und Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen werden die Behörden der 
beiden Teile auf das vom Schiedsgericht an die be- 
treffende Regierung zu richtende Ersuchen in derselben 
Weise Rechtshilfe leisten wie auf das Ersuchen inlän- 
discher Zivilgerichte. 

Artikel 26 

Die zuständigen obersten Bundesbehörden der ver- 
tragschließenden Teile können im Rahmen dieses Ab- 
kommens die zu seiner Durchführung erforderlichen Ver- 


waltungsmaßnahmen unmittelbar miteinander abstimmen. 
Der diplomatische Weg soll durch diese Regelung nicht 
ausgeschlossen sein. 

Artikel 27 

Dieses Abkommen wird auf die Dauer eines Jahres 
vom Tage seines Inkrafttretens an geschlossen. Wenn es 
nicht sechs Monate vor Ablauf der Vertragsdauer ge- 
kündigt wird, bleibt es jeweils ein weiteres Jahr in Kraft. 

Artikel 28 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der österreichischen Bundesregierung inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 29 

(1) Dieses Abkommen soll sobald als möglich ratifi- 
ziert werden. Die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Das Abkommen tritt vierzehn Tage nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit ihrem Siegel versehen. 

GESCHEHEN in doppelter Ausfertigung zu Bonn am 14. September 1955. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Berger 
N e u h au s 


Für die 

Republik Österreich 
gezeichnet: 
Rotter 


ßundesdiuckerci Bonn 7905 1. 57 



